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Für die politischen und 
wirtschaftlichen Eliten 
ist ausgemacht, dass vom 

»freien« Welthandel alle profi-
tieren: die Industrie, Dienstlei-
ster sowie einfache Beschäftigte. 
Jetzt prognostiziert eine Studie 
der Tufts University in Boston, 
dass mit dem CETA-Abkom-
men zwischen der EU und Ka-
nada bis zu 230.000 
Arbeitsplätze ver-
lorengehen werden. 
Wie gelangen die 
Forscher zu dem 
Befund?

Die Autoren hantieren 
nicht, wie die ganzen 
Mainstreamökonomen, 
mit diesem unreali-
stischen Simulations-
modell, das auf zwei 
Annahmen beruht: 
Vollbeschäftigung und 
darauf, das Abkommen 
werde sich nicht auf die 
Einkommensentwick-
lung auswirken. Nach dieser unsin-
nigen Theorie machen die durch CE-
TA profitierenden Wirtschaftssekto-
ren die Arbeitsplatzverluste in den 
schrumpfenden Sektoren nicht nur 
wett, sondern sorgten in der Gesamt-
sicht sogar für mehr Jobs. Dass mit 
wachsender Marktkonzentration und 
Monopolisierung der Lohndruck 
und Arbeitsplatzabbau insgesamt 
zunehmen, kommt diesen Leuten 
einfach nicht in den Sinn.

Wovon gehen dagegen die Wis-
senschaftler der Tufts Universi-
ty aus? 

Sie hängen nicht dem Irrglauben 
an, dass Exportsteigerungen im 
Verbund mit niedrigeren Löhnen 
automatisch zu mehr Jobs und 
Wohlstand führen. Die Erfahrung 
zeigt vielmehr, dass Sektoren, die 
plötzlich einem verschärften inter-
nationalen Wettbewerb ausgesetzt 
sind, schneller und in einem größe-
ren Ausmaß schrumpfen, als dies 
vom begünstigten Exportsektor 
aufgefangen werden kann. Das gilt 
für Jobs wie für die Löhne glei-
chermaßen. Womöglich steigende 
Einkommen in der Exportbranche 
können den Verlust an Binnennach-
frage nicht kompensieren, der durch 
die Sektoren zustande kommt, die 
durch CETA bedrängt werden. 
CETA ist nicht nur ein Angriff auf 
soziale Standards, Arbeitsrechte, 
Umweltschutz, nachhaltige Land-
wirtschaft und Demokratie. Die 
Mehrheit der Menschen würde auch 
ökonomisch verlieren.

Laut Studie droht in der EU 
der Verlust von 200.000 Jobs bis 
2023. Das wären knapp über 
7.000 pro Mitgliedsstaat. Das 
klingt doch fast wieder beruhi-
gend … 

Klar, das wäre jetzt keine Riesenhaus-
nummer. Aber nehmen wir das nor-
damerikanische Freihandelsabkom-
men NAFTA: Auch von dem hieß es 
einmal, alle würden profitieren, auch 
die mexikanischen Kleinbauern, auch 
die einfachen US-Beschäftigten. 22 
Jahre nach Inkrafttreten sind all diese 
schönen Versprechen längst hinfäl-
lig. Laut Angaben der Bürgerrechts-

vereinigung »Public 
Citizen« von 2014 sind 
infolge von NAFTA 
in den USA eine Mil-
lion Arbeitsplätze ver-
schwunden. Umgekehrt 
haben die hochsubven-
tionierten Nahrungs-
mittel aus den USA 
zum Ruin der für Mexi-
ko bis dahin prägenden 
klein- und mittelbäuer-
lichen Agrarwirtschaft 
geführt.
Gemäß der Studie 
könnten die Jahres-
einkommen in der 

EU als Effekt von CETA bis 
2023 je nach Land um 316 bis 
1.331 Euro sinken. Wie sähe es 
für Deutschland aus?

Die Autoren sagen, dass die ökono-
misch schwächeren Staaten und je-
ne mit hoher Lohnquote wie Italien 
oder Frankreich die stärksten Lohn-
verluste hinzunehmen hätten. Vor 
allem die krisengebeutelten Südlän-
der, etwa Griechenland, Spanien und 
Portugal, werden noch stärker unter 
Druck geraten, während Deutsch-
land als führender Exportstaat wohl 
eher glimpflich davonkommt. Aber 
selbst bei vergleichsweise geringe-
ren Lohneinbußen gehen damit doch 
sinkende Steuereinnahmen einher, 
was wiederum noch mehr Entstaat-
lichung und Sozialabbau nach sich 
ziehen könnte.

Wenn es für Deutschland nicht 
ganz so happig wird, wäre am 
Ende wenigstens SPD-Chef Sig-
mar Gabriel fein raus? 

Wenn Herr Gabriel weiter darauf aus 
ist, dass Deutschland den Rest der 
EU ökonomisch an den Rand drängt 
und immer mehr Menschen in Ar-
beitslosigkeit und Armut stürzt, dann 
trägt er am Ende auch die Schuld am 
Scheitern des europäischen Projekts. 
Bis dahin ist es leider nicht mehr 
weit.

Gabriel will ja immerhin noch 
ein paar Nachbesserungen bei 
CETA erwirken. Was verspre-
chen Sie sich davon? 

Wie man hört, soll es noch so etwas 
wie eine »gemeinsame Stellungnah-
me« zum Vertragstext geben. Völ-
kerrechtlich hätte so eine Absichtser-
klärung natürlich keinerlei bindende 
Wirkung. Um mehr als Public Rela-
tion und Symbolpolitik geht es dabei 
nicht. Interview: Ralf Wurzbacher

Polen: Abtreibungsgesetz 
nimmt erste Hürde
Warschau. Das von den Konservativen 
dominierte Parlament in Warschau hat 
am Freitag dafür gestimmt, eine Geset-
zesinitiative zu einem repressiveren Ab-
treibungsrecht weiterzuverfolgen. Es lei-
tete den Entwurf nach erster Lesung in 
die zuständigen Ausschüsse weiter. Das 
neue Gesetz könnte Abtreibungen fast 
gänzlich verbieten. Einzige Ausnahme 
wäre eine unmittelbare Lebensgefahr für 
die schwangere Frau.  (AFP/jW)

Bosnien: Putin unterstützt 
Serben
Belgrad. Der bosnische Serbenführer 
Milorad Dodik hat bei seinem Treffen 
mit Russlands Präsidenten Wladimir 
Putin am Donnerstag abend in Moskau 
Rückendeckung für ein für Sonntag ge-
plantes Referendum erhalten. Dabei 
soll über den Nationalfeiertag der ser-
bischen Minderheit am 9. Januar abge-
stimmt werden, der vom Verfassungs-
gericht Bosnien-Herzegowinas für ille-

gitim erklärt worden war – so wie auch 
das Referendum über ihn. Die Serben 
in Bosnien hätten »jedes Recht, über 
sich selbst zu entscheiden«, wird Pu-
tin von der Zeitung Informer zitiert. 
Dagegen veröffentlichte der Kreml nur 
eine sehr allgemein gehaltene Mittei-
lung. Die USA und die EU sehen in 
der Abstimmung einen Probelauf für 
ein Referendum der Serben über ihre 
Abspaltung von Bosnien.  (dpa/jW)

Bundeswehr erstmals als 
Hacker aktiv geworden?
Berlin. Die Bundeswehr hat einem Me-
dienbericht zufolge erstmals einen Cy-
ber-Einsatz absolviert. In einer gehei-
men Hackeraktion hätten die Speziali-
sten Informationen über eine entführte 
Deutsche in Afghanistan beschafft, 
berichtete Spiegel online am Freitag. 
Das Bundesverteidigungsministerium 
äußerte sich »aus Gründen operativer 
Sicherheit« nicht dazu.

Im Herbst 2015 hatte sich dem Be-
richt zufolge die Einheit »Computer 
Netzwerk Operationen« (CNO) in die 

internen Netze eines afghanischen 
Mobilfunkbetreibers eingehackt. Ein 
Sprecher des Bundesverteidigungsmi-
nisteriums sagte, wenn solche Fähig-
keiten eingesetzt würden, geschehe 
dies immer auf Grundlage der ver-
fassungsrechtlichen und völkerrechtli-
chen Rahmenbedingungen.  (AFP/jW)

Linke-Parteivorstand: 
 Höhn-Papier abgelehnt
Berlin. Der Bundesgeschäftsführer 
der Linken, Matthias Höhn, ist mit 
seiner Strategie zur Bundestagswahl 
im kommenden Jahr gescheitert. Ein 
18seitiges Papier, das Höhn unlängst 
mit Argumenten für eine gemeinsame 
Regierung mit SPD und Grünen vorge-
legt hatte, ist nach jW-Informationen 
im Parteivorstand krachend geschei-
tert. Vor allem der Chef der Bundes-
tagsfraktion, Dietmar Bartsch, sei da-
gegen gewesen. Es habe einen heftigen 
verbalen Schlagabtausch gegeben, war 
aus Teilnehmerkreisen zu erfahren. 
Der Parteivorstand will jetzt bis Okto-
ber ein eigenes Papier erarbeiten.  (jW)

NACHRICHTEN

Nach tödlichen Schüssen auf den afroamerikanischen Familienvater Keith La-
mont Scott am Dienstag haben erneut Hunderte Menschen in der US-Stadt Charlotte gegen rassistische Polizeigewalt 
protestiert. Ungeachtet einer Ausgangssperre zogen sie in der Nacht zum Freitag zur Polizeiwache. Nach zweitägigen 
Aktionen, während denen Beamte gewaltsam gegen Demonstranten vorgegangen waren, hatten die Behörden der Stadt 
am Donnerstag abend eine nächtliche Ausgangssperre verhängt. Dennoch blieben Hunderte Demonstranten auch nach 
Mitternacht auf den Straßen.  (AFP/jW)

CETA durchwinken, mit Bedenken
In Bratislava sprechen sich EU-Minister für Handelsabkommen mit Kanada aus

Die EU-Handelsminister haben 
sich am Freitag in Bratislava 
für das Handelsabkommen 

CETA zwischen der EU und Kanada 
ausgesprochen. »Es gibt eine große 
Bereitschaft, das Abkommen im Ok-
tober zu unterzeichnen«, sagte Bun-
deswirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
(SPD). Bis dahin müsse die EU-
Kommission aber noch einige strittige 
Punkte klären. In Deutschland wartet 
zudem eine weitere Hürde: Für den 
13. Oktober strebt das Bundesverfas-
sungsgericht eine Entscheidung über 
Eilanträge gegen das Abkommen an. 
Zwei Bürgerinitiativen haben zusam-
men über fünf Millionen Unterschrif-
ten gegen die Handelsverträge mit den 
USA, TTIP, sowie CETA gesammelt 
und Klage in Karlsruhe eingereicht.

Vor dem Tagungsgebäude in Bra-
tislava protestierten etwa hundert De-

monstranten. CETA und TTIP würden 
unter dem Deckmantel reiner Handels-
abkommen die Demokratie und EU-
Umweltstandards aushöhlen, sagte 
Ernst-Christoph Stolper vom Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland. 
Die Kritiker wollen jedoch nicht zwi-
schen einem »guten CETA und einem 
schlimmen TTIP« unterscheiden. Bei-
de Abkommen würden die Interessen 
von Konzernen über die von Bürgern 
stellen, sagte Heidemarie Porstner von 
der österreichischen Umweltorganisa-
tion »Global 2000«. Doch CETA ist 
bereits fertig ausgehandelt. Der for-
male EU-Beschluss ist für den 18. Ok-
tober und die Unterzeichnung für den 
EU-Kanada-Gipfel am 27. Oktober 
vorgesehen.

Bedenken hatten zuletzt noch Bel-
gien und Österreich, vor allem gegen 
Sonderrechte für Investoren und wegen 

Risiken für öffentliche Unternehmen. 
Österreichs Vizekanzler Reinhold Mit-
terlehner (ÖVP) schlug einen komplet-
ten Neustart der TTIP-Verhandlungen 
unter anderem Namen vor. »Es wäre 
vernünftig, nachdem das Thema so ne-
gativ besetzt ist, es vollkommen neu 
aufzusetzen, nach den amerikanischen 
Wahlen«, sagte er in Bratislava. Bun-
deskanzler Christian Kern (SPÖ) übte 
in der Tiroler Tageszeitung noch ein-
mal Kritik an CETA. Er glaube den-
noch daran, dass noch eine Einigung 
erzielt werden könne. Belgiens Außen-
minister Didier Reynders äußerte sich 
ähnlich. Sie alle setzen darauf, dass 
die Vorbehalte durch rechtlich verbind-
liche »Klarstellungen« ausgeräumt 
werden können. Zu solchen sei die ka-
nadische Regierung bereit, versicher-
te EU-Handelskommissarin Cecilia 
Malmström in Bratislava.  (dpa/jW)
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»Mehrheit würde 
ökonomisch 
verlieren«
Studie: 200.000 Arbeitsplätze werden 
durch Handelsabkommen CETA allein  
in der EU bis 2023 vernichtet.  
Ein Gespräch mit Roland Süß

Roland Süß ist Mitglied 
des bundesweiten Koor-
dinierungskreises beim 

globalisierungskritischen 
Netzwerk ATTAC

»Widerstand ist schön«.
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